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B E S C H L U S S  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. DIEHSBACHER als Vorsitzenden und 

die Richterin Mag.a JICHA sowie den fachkundigen Laienrichter RgR PHILIPP über die Be-

schwerde von  XXXX gegen den gemäß § 45 Abs 2 BBG in Form der Ausstellung eines Behin-

dertenpasses ergangenen Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Oberöster-

reich, vom 08.03.2021, beschlossen: 

 

A.) In Erledigung der Beschwerde wird der bekämpfte Bescheid behoben und die Angelegen-

heit gemäß § 28 Abs 3 VwGVG zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Sozialministeri-

umservice, Landesstelle Oberösterreich, zurückverwiesen. 

 

B.) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

B e g r ü n d u n g :  

I. Verfahrensgang 
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1. Der nunmehrige Beschwerdeführer (im Folgenden kurz: „BF“) beantragte am 23.11.2020 

beim Sozialministeriumservice (im Folgenden kurz: „SMS“) die Ausstellung eines Behinderten-

passes. 

2. Daraufhin holte das SMS ein Sachverständigengutachten ein und wurde der BF am 

16.2.2021 von Dr. T. E., Arzt für Allgemeinmedizin, Anästhesie und Intensivmedizin, untersucht. 

In dem in weiterer Folge von Dr. T. E. am 27.2.2021 erstellten medizinischen Sachverständigen-

gutachten wurde unter „Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel“ wie folgt ausgeführt: 

- Regelmäßige Psychotherapie. 

- Esomeprazol 40 mg, Alprazolan ratiopharm 0,5 mg, Amlodipin 5 mg, Thrombo-Ass 100 

mg, Venlaflat 75 mg, Ezerosu 10/20 mg, Sertralin 100 mg, Lisinopril 5 mg, Metagelan 

500 mg, Brilique 90 mg. 

- Gehstock rechts, Rippengurt. 

Zusammengefasst wurde als Ergebnis der durchgeführten Begutachtung wie folgt festgehal-

ten: 

 
Lfd. 
Nr. 

Funktionseinschränkung Position GdB 

01 

Koronare Herzkrankheit; 
Zustand nach akutem Hinterwandinfarkt mit kardiopulmonaler Reani-
mation 06/2020, Zustand nach Mehrfachstent-Revaskularisation 
06/2020, Reintervention 07/2020; 

05.05.02 40 
vH 

02 Ischämische Kardiomyopathie (Herzmuskelerkrankung); 
EF 45%; 05.02.01 40 

vH 

03 
Brustkorbschmerzen; 
Persistierende Schmerzen nach Rippenfrakturen unter einfacher medi-
kamentöser analgetischer Therapie; 

04.11.01 20 
vH 

04 Arterielle Hypertonie; 
Mehrfache antihypertensive Medikation; 05.01.02 20 

vH 

05 Zerebrale arterielle Verschlusskrankheit; 
Plaques beidseits ohne Angabe des Stenosegrades; 05.03.01 10 

vH 

06 

Z.n. akuter Belastungsreaktion; 
Unter medikamentöser und Psychotherapie, jedoch keine diesbezügli-
chen fachärztlichen Befunde vorliegend, die Einstufung daher am un-
teren Rahmensatz; 

03.05.01 10 
vH 

07 
Milde Gastritis; 
Unter säurehemmender Medikation; 
bisher keine Intervention 

07.03.05 10 
vH 

  
Gesamtgrad der Behinderung 

 
50 vH 
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Begründend für den Gesamtgrad der Behinderung wurde ausgeführt, führend sei das Leiden 

Nummer 1 mit 40%, das Leiden Nummer 2 steigere um eine Stufe, da es das Gesamtbild ver-

schlechtere. Die restlichen Leiden würden aufgrund von Geringfügigkeit nicht weiter steigern. 

Somit ergebe sich ein Gesamtgrad der Behinderung von 50%. 

2. Mit Schreiben vom 4.3.2021 teilte das SMS dem BF mit, dass als Ergebnis des medizinischen 

Ermittlungsverfahrens ein Grad der Behinderung von 50% festgestellt worden sei; die Voraus-

setzungen für die Zusatzeintragung „Gesundheitsschädigungen gem. § 2 Abs. 1 dritter Teil-

strich VO 303/1996 liegt vor“ seien gegeben. Dem BF werde in den nächsten Tagen ein Behin-

dertenpass übermittelt werden. Beigelegt wurde das Gutachten von Dr. T. E. vom 27.2.2021. 

3. Am 8.3.2021 wurde dem BF ein Behindertenpass mit einem Grad der Behinderung von 50% 

ausgestellt. 

4. Mit Schreiben vom 31.3.2021 erhob der BF fristgerecht Beschwerde gegen den Behinder-

tenpass, in der er monierte, sein Grad der Behinderung sei nicht ausreichend bemessen wor-

den. Seine koronare Herzkrankheit sei fälschlicherweise in die Richtsatzposition 05.05.02 ein-

geordnet worden, obwohl sie richtigerweise nach Position 05.05.03 einzuschätzen gewesen 

wäre. Seine Belastbarkeit sei durch die koronare Herzkrankheit stark eingeschränkt. Auch 

seine psychische Situation sei sehr schlecht, er leide an Anpassungsstörungen und Depression 

sowie Angstzuständen, sodass eine Medikamenten-Einnahme (Psychopharmaka) für ihn un-

erlässlich sei. Somit werde sein führendes Leiden, die koronare Herzkrankheit, nicht nur durch 

die Herzmuskelerkrankung erschwert, sondern auch durch seine psychischen Leiden, die kei-

nesfalls geringfügig seien. 

Beigelegt wurde der Beschwerde ein Befund von Dr. J. K., Facharzt für Psychiatrie und Psycho-

therapeutische Medizin vom 10.3.2021 (Diagnose unter anderem F43.2 Anpassungsstörung 

mit Depressio und Angst gemischt). 

5. Im Gefolge der Beschwerde des BF holte das SMS ein weiteres Sachverständigengutachten 

ein und wurde der BF am 12.5.2021 von Dr. K. B., Ärztin für Allgemeinmedizin und Fachärztin 

für Anästhesie, untersucht. 

Zusammengefasst wurde sodann als Ergebnis der durchgeführten Begutachtung im Gutachten 

vom 6.7.2021 wie folgt festgehalten: 

 
Lfd. 
Nr. 

Funktionseinschränkung Position GdB 

01 Koronare Herzkrankheit, 
Z.n. akutem Hinterwandinfarkt mit kardiopulmonaler Reanimation 05.05.02 40 

vH 
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06/20, Z.n. Mehrfachstent-Revaskularisation 06/20, Reintervention 
07/20; Leichtgradig eingeschränkte Herzleistung. 

02 

Herzmuskelerkrankung / Ischämische Kardiomyopathie. 
Herzleistung mit 45% mäßig vermindert. Aktuell keine Dyspnoe, 
keine 
Beinödeme, d.h. keine Insuffizienzzeichen, keine 
Entwässerungstherapie. 

05.02.01 40 
vH 

03 
Chronisches Schmerzsyndrom / Brustkorbschmerzen. 
Persistierende Schmerzen nach Rippenfrakturen, einfache 
Schmerzmedikation. 

04.11.01 20 vH 

04 

Anpassungsstörung mit Depressio und Angst gemischt, 
Belastungsreaktion. 
Keine Graduierung. Medikamentöse Dauertherapie und 
Bedarfsmedikation. Kein Nachweis über Psychotherapie. 

03.05.01 20 vH 

05 Hypertonie. 
Gering dosierte Zweifachmedikation. 05.01.01 10 vH 

06 Zerebrale arterielle Verschlusskrankheit. 
Plaques beidseits ohne Angabe des Stenosegrades. 05.03.01 10 vH 

07 Milde Gastritis. 
Einfache Therapie mit Säurehemmer. 07.04.01 10 vH 

  
Gesamtgrad der Behinderung 

 
50 vH 

 

Begründend für den Gesamtgrad der Behinderung wurde ausgeführt, führend sei das Leiden 

Nummer 1. Das Leiden Nummer 2 steigere um eine Stufe, da es sich im Alltag verschlechternd 

auswirke. Die restlichen Leiden würden aufgrund von Geringfügigkeit nicht weiter steigern.  

Als Stellungnahme zu gesundheitlichen Änderungen im Vergleich zum Vorgutachten wurde 

ausgeführt, die Hypertonie sei aufgrund der geringen Zweifachmedikation herabgesetzt wor-

den, die Depressio aufgrund des aktuellen Fachbefundes mit geringer Dauermedikation auf 

20% erhöht worden. 

6. Am 23.6.2021 legte das SMS den Akt dem BVwG vor und wies darauf hin, dass Frist zur 

Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung abgelaufen sei. 

7. Am 18.8.2021 langte ein orthopädischer Befundbericht den BF betreffend vom 29.6.2021 

ein. 

8. Am 9.11.2021 langten weitere Befundberichte, insbesondere die koronare Herzkrankheit 

des BF betreffend, ein. 

9. Am 1.12.2021 langte ein ärztlicher Befundbericht von Dr. P. R., Fachärztin für Psychiatrie, 

vom 30.11.2021 ein. Darin wird auszugsweise wie folgt ausgeführt: 

„… Diagnosen: rez. depressive Störung – ggw. mittelgradige Episode 

susp. gen. Angststörung (mit hypochondr. Ängsten) 
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Benzodiazepinabusus (DD: Low-Dose-Abhängigkeit) … 

 

Dekurs: 

… 

Psychisch gehe es ihm unverändert schlecht - die Stimmung sei gedrückt, Antrieb und Energie 

vermindert (er erschöpfe nach geringer Tätigkeit rasch – müsse bei Haushaltstätigkeiten je-

weils nach ½ Stunde Pause machen, 2 Freunde kommen mehrmals pro Woche vorbei, um ihm 

dabei zu helfen und rufen ihn tgl. an, ob er etwas brauche). 

… 

Med.: Venlafaxin (Venlafab) auf 150mg ret 1-0-0-0 erhöhen, Sertralin 50mg 1/2-0-0-0 reduzie-

ren und nach 14 Tagen beenden; Mirtazapin 15mg 0-0-0-1 vorerst weiter; Trittico ret 75mg 0-

0-0-2/3 weiter, Atarax 25mg 0-0-0-1 weiter; Alprazolam 0,5mg max 2-3x/Woche 1/2-1 Tbl – 

Suchtpot. wird besprochen, … Psychotherapie empfohlen (Warteliste) …. 

10. Am 11.1.2022 brachte der BF eine Honorarnote betreffend Systemische Psychotherapie 

(F33.1 Rezidivierende depressive Störung) in Vorlage. 

11. Am 23.2.2022 brachte der BF einen Psychiatrischen Befundbericht von Dr. H. W., Facharzt 

für Psychiatrie und Neurologie, vom 16.2.2022 in Vorlage. 

Unter „Anamnese“ wird darin auszugsweise wie folgt ausgeführt: 

Herr F. ist antidepressiv mehrfach eingestellt; außerdem nimmt er doch zu häufig auch Ben-

zodiazepine ein. Er ist nun laufend in psychotherapeutischer Behandlung bei Frau S. Seine Be-

lastbarkeit und Leistungsfähigkeit ist deutlich reduziert. Eine Arbeitsfähigkeit ist derzeit wei-

terhin nicht gegeben. 

Unter „Diagnosen“ wird darin abschließend wie folgt festgehalten: 

Rezidivierend depressive Störung — mittelgradig Generalisierte Angststörung. 

Unter „Medikamente“ wird darin wie folgt festgehalten: 

Venlafab ret. 75 mg 1-0-0-0 

Sertralin 150 mg 1-0-0-0 
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Trittico ret 75 mg 0-0-0-2/3 

Atarax 25 mg 0-0-0- I 

Psychopax bei Bedarf 10 Tropfen 

Alprazolam 0,5 mg bei Bedarf eine 1/2 Tablette 

Mirtazapin 15 mg 0-0-0-1 

Somatische Medikation: 

Thrombo ASS, Ezerosu, Atowastatin, Amlodipin, Concor, Lisinopril, Thromcardin, Ferretab, Eso-

meprazol, Sirdalud, Metagelan. 

Weiters brachte der BF eine Bestätigung in Vorlage, wonach er seit 20.1.2022 wöchentlich Psy-

chotherapie in Anspruch nehme. 

12. Am 29.7.2022 langten beim BVwG Befunde ein, die sich zum großen Teil bereits im Akt 

befanden. 

 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen 

Im Letztgutachten von Dr. K. B., Ärztin für Allgemeinmedizin und Fachärztin für Anästhesie, 

werden die psychischen Leiden des BF mit 20% nach Pos. Nr. 03.05.01 eingeschätzt. Begrün-

dend wird dazu lediglich ausgeführt: Keine Graduierung. Medikamentöse Dauertherapie und 

Bedarfsmedikation. Kein Nachweis über Psychotherapie. 

Laut den vom BF nachgereichten (fachärztlichen) Unterlagen bedarf der BF umfangreicher 

psychopharmakologischer Medikation, Arbeitsfähigkeit ist nicht gegeben, sind die Belastbar-

keit und Leistungsfähigkeit des BF deutlich reduziert und nimmt der BF regelmäßig Psychothe-

rapie in Anspruch. Er leide an einer mittelgradigen depressiven Störung sowie einer generali-

sierten Angststörung. 

2. Beweiswürdigung: 

Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes des SMS. 
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Die getroffenen Feststellungen ergeben sich unmittelbar aus dem im Verfahrensgang be-

schriebenen Akteninhalt bzw. den im Verfahrensgang dargestellten Nachreichungen durch 

den BF. 

3. Rechtliche Beurteilung: 

Zu A) Zurückverweisung 

3.1. Allgemeine rechtliche Grundlagen 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern 

nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. 

Gemäß § 45 Abs 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vor-

nahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung die Ent-

scheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gemäß § 45 Abs 4 

BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemäß Abs 3 eine Vertreterin oder ein Ver-

treter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin 

oder fachkundiger Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laien-

richter (Ersatzmitglieder) haben für die jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation 

(insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen. 

Gegenständlich liegt somit die Zuständigkeit eines Senats vor. 

Sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Ver-

waltungsgericht die Rechtssache gem. § 28 Abs 1 VwGVG durch Erkenntnis zu erledigen. 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch 

das VwGVG, BGBl. I 2013/33 i.d.F. BGBl. I 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 

VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-

ses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das 

Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung 

– BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und 

des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene ver-

fahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, 

die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Ver-

fahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
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§ 28 VwGVG lautet auszugsweise: 

(2) Über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der 

Sache selbst zu entscheiden, wenn 

1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder 

2. die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im In-

teresse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im Verfahren 

über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn 

die Behörde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesent-

liche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behörde not-

wendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den an-

gefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines 

neuen Bescheides an die Behörde zurückverweisen. Die Behörde ist hiebei an die rechtliche 

Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegan-

gen ist. 

[...] 

3.2. Im konkreten Fall bedeutet dies: 

Im Letztgutachten von Dr. K. B., Ärztin für Allgemeinmedizin und Fachärztin für Anästhesie, 

werden die psychischen Leiden des BF (nur) mit 20% (nur) nach Pos. Nr. 03.05.01 (Neurotische 

Belastungsreaktionen, somatoforme Störungen und posttraumatische Belastungsstörung – 

Störung leichten Grades) eingeschätzt. Begründend wird dazu lediglich ausgeführt: Keine Gra-

duierung. Medikamentöse Dauertherapie und Bedarfsmedikation. Kein Nachweis über Psy-

chotherapie. 

Hierzu ist aber anzumerken, dass der BF fachärztliche Befunde in Vorlage brachte, wonach er 

umfangreicher psychopharmakologischer Medikation bedarf, Arbeitsfähigkeit nicht gegeben 

sei, seine Belastbarkeit und Leistungsfähigkeit deutlich reduziert seien und wonach er regel-

mäßig Psychotherapie in Anspruch nehme (Ärztlicher Befundbericht von Dr. P. R., Fachärztin 

für Psychiatrie vom 30.11.2021; Psychiatrischer Befundbericht von Dr. H. W., Facharzt für Psy-

chiatrie und Neurologie vom 16.2.2022). Vor allem wird hierbei einhellig in beiden Befundbe-

richten (unter anderem) eine mittelgradige rezidivierende depressive Störung diagnostiziert. 

Würde man diese Diagnose der Einschätzung zugrunde legen, so wäre allerdings wohl eine 
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Einschätzung nach Pos. Nr. 03.06.02 („Depressive Störung mittleren Grades“) mit einem Rah-

mensatz von 50-70% indiziert, sodass die im Letztgutachten des SMS diesbezüglich vorgenom-

mene Einschätzung von 20% nach Pos. Nr. 03.05.01 jedenfalls unzutreffend wäre. Das BVwG 

vermag aber aufgrund mangelnder Fachkenntnisse nicht selbst eine Einschätzung aufgrund 

der vorliegenden Befunde vorzunehmen. 

Dem BVwG liegt somit kein brauchbarer Sachverhalt im Sinne der Erkenntnisse des VwGH vom 

10.09.2014, Zl. Ra 2014/08/0005 und vom 26.06.2014, Zl. Ro 2014/03/0063, vor. Im Übrigen 

steht der gegenständlichen Entscheidung auch § 28 Abs 2 Z 2 VwGVG nicht entgegen, zumal 

das SMS die erforderlichen Ermittlungsschritte und damit die Feststellung des maßgeblichen 

Sachverhaltes rascher und nicht mit höheren Kosten als das BVwG bewerkstelligen wird kön-

nen. Das SMS wird im Folgeverfahren ein fachärztliches Gutachten einzuholen haben, das sich 

eingehend mit den psychischen Leiden des BF auseinandersetzt und in dem eine nachvollzieh-

bare Einschätzung dieser Leiden nach der Einschätzungsverordnung vorgenommen wird. 

Aus den dargestellten Gründen war spruchgemäß mit einer Behebung und Zurückverweisung 

vorzugehen. 

 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

 

Gemäß § 25a Abs 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art 133 Abs 4 B-VG zulässig ist. Der Aus-

spruch ist kurz zu begründen. 

Gemäß Art 133 Abs 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision 

zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-

hofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bis-

herigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig, da es zur Frage, unter welchen Vo-

raussetzungen ein Verwaltungsgericht kassatorisch entscheiden darf, eine klare und aktuelle 

(siehe insbesondere die Erkenntnisse des VwGH vom 10.09.2014, Zl. Ra 2014/08/0005 und 

vom 26.06.2014, Zl. Ro 2014/03/0063) höchstgerichtliche Rechtsprechung gibt. 
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Absehen von einer Beschwerdeverhandlung: 

Gemäß § 24 Abs 2 Z 1 VwGVG kann eine Verhandlung entfallen, wenn der das vorangegangene 

Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurückzuweisen ist, 

oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Be-

scheid aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Be-

fehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist. Auf-

grund der Aufhebung des angefochtenen Bescheides konnte eine Verhandlung gemäß § 24 

Abs 2 Z 1 VwGVG entfallen. 


